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Auf Wunsch stellen wir Ihnen gerne unsere

weiteren Veröffentlichungen zu folgenden

Themenbereichen zur Verfügung:

Gemeinnützige Körperschaften
Wesentliche Problembereiche bei

steuerbegünstigten Organisationen

Sponsoring
Steuerliche Rahmenbedingungen

für Förderer und Geförderte

Die steuerbegünstigte Stiftung
Steuerliche und zivilrechtliche Hinweise

für Stifter und Stiftungen

Die steuerbegünstigte Integrationsgesellschaft
Steuer- und sozialrechtliche Hinweise für

Errichtung und Betrieb
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Einführung

Für Körperschaften, die ausschließlich 

 gemeinnützige, mildtätige oder kirch- 

liche Zwecke verfolgen, sieht das deut - 

sche Steuer recht zahlreiche unmittelbare 

Steuer begünstigungen vor. Darüber hinaus 

können Spenden an steuerbegünstigte  Kör- 

 perschaften im Rahmen von Einkommen-, 

Körperschaft- und Gewerbesteuer geltend 

gemacht werden. Die entsprechenden Rege-

lungen finden sich in verschiedenen Steuer-

gesetzen und werden allgemein unter dem 

Begriff „Gemeinnützigkeits- und Spenden-

recht“ zusammengefasst. In den meisten 

Fällen sind es Vereine oder Stif tungen,  

die den sogenannten „Status der Gemein-

nützigkeit“ erhalten. Daneben sind jedoch 

beispielsweise auch gemeinnützige GmbHs 

denkbar. Im Folgenden wird als Oberbegriff 

für alle nach dem Gemein nützigkeitsrecht 

begünstigungsfähigen Körperschaften nur 

vom „gemeinnützigen Verein“ gesprochen. 

Alle dargestellten  Regelungen gelten jedoch 

gleichermaßen auch für gemeinnützige Stif-

tungen,  gemeinnützige GmbHs und andere 

gemeinnützige Körperschaften. Darüber 

 hinaus greifen die besonderen Steuerver-

günstigungen für Einnahmen aus neben- 

beruf lichen Tätigkeiten auch für juristische 

 Personen öffentlichen Rechts (z. B. Kirchen 

und Kommunen mit ihren Kindergärten und 

Altenheimen).

Übungsleiterfreibetrag und Ehrenamts-

pauschale gelten für alle gemeinnützi-

gen Körperschaften! Zur Vereinfachung 

wird im Folgenden nur noch beispiel-

haft von gemeinnützigen Vereinen 

 gesprochen.

Neben der staatlichen Unterstützung durch 

Steuererleichterungen leben die meisten 

gemeinnützigen Vereine in Deutschland 

vom persönlichen Engagement ihrer Mit-

glieder. In vielen Fällen handelt es sich 

 dabei um ehrenamtliche Tätigkeiten, denen 

keine Gegenleistungen gegenüberstehen, 

sodass steuerliche Folgen prinzipiell aus-

bleiben. Sobald den Ehrenamtlichen jedoch 

zumindest ihre Aufwendungen ersetzt 

  werden sollen, müssen steuerliche Rege-

lungen beachtet werden. Sollen die Helfer 

 daneben weitergehende finanzielle Ent-

schädigungen erhalten, werden sich steuer-

liche Folgen kaum vermeiden lassen. 

 Beschäftigt der  gemeinnützige Verein 

hauptberufliche  Mitarbeiter, bestehen 

 hier für keine gemein nützigkeitsrechtlichen 

Erleichterungen. Werden die Mitarbeiter 

 jedoch nur neben beruflich tätig, gelten 

 interessante Sonderregelungen, welche 

 Gegenstand der vor liegenden Broschüre 

sind.

Zunächst wird auf Möglichkeiten und  Gren- 

zen des Ersatzes tatsächlicher Auf wen-

dungen hingewiesen, bevor die steuer-

lichen Begünstigungen für nebenberuflich 

beschäftigte Mitarbeiter in den Fokus der 

Betrachtungen rücken. Dazu ist erst ein- 

mal das Kriterium der Nebenberuflichkeit 

näher zu beleuchten, um im Anschluss auf 

die  Regelungen für Übungsleiter, Organ -

mit glieder und sonstige Helfer eingehen zu 

können. Am Ende der Broschüre finden sich 

Gestaltungshinweise zur optimalen Ausnut-

zung der gemeinnützigkeitsrecht lichen Frei-

beträge für Aufwandsspenden. 

Diese Broschüre berücksichtigt unter ande-

rem das Ehrenamtsstärkungsgesetz vom  

21. 3. 2013, das mit Verkündung im Bundes-

gesetzblatt am 28. 3. 2013 in Kraft getreten 

ist.
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Ersatz tatsächlicher Aufwendungen

Oftmals erhalten Ehrenamtliche zwar keine 

Vergütung für ihre Tätigkeit; entstehen 

 ihnen allerdings im Rahmen ihres Engage-

ments tatsächliche Aufwendungen (z. B. 

Reise- oder Telekommunikationskosten, Kos-

ten für Büromaterial), erfolgt regel mäßig 

ein Ersatz durch den Verein. Ein steuer-

freier pauschaler Auslagenersatz ist dabei 

nur im Rahmen der nachfolgend  erläuter- 

ten Ehrenamtspauschale bzw. des Übungs-

leiterfreibetrags möglich. Anderenfalls ist 

Steuerfreiheit nur dann gegeben, wenn die 

Aufwendungen, die im Dienst des gemein-

nützigen Vereins entstanden sind, mittels 

Belegen nachgewiesen werden.

Ist der Ehrenamtliche selbstständig für den 

Verein tätig, bleibt ein Ersatz tatsächlich für 

den Verein aufgewendeter Beträge, für die 

entsprechende Nachweise vorliegen, immer 

ohne steuerliche Wirkung, da sich in diesen 

Fällen Einnahmen und Ausgaben im Rah-

men der Einkommensteuererklärung aus-

gleichen.

Besteht zwischen Ehrenamtlichem und 

 gemeinnützigem Verein dagegen ein 

 Arbeitsverhältnis, muss der Aufwands ersatz 

genauer betrachtet werden. Zu  beachten ist 

hierbei jedoch, dass ein  Arbeitsverhältnis 

dann nicht vorliegt, wenn die Tätigkeit 

 unentgeltlich erfolgt, wobei der Auslagen-

ersatz der Unentgeltlichkeit nicht entgegen-

steht.  

Liegt ein Arbeitsverhältnis vor, finden die 

allgemeinen Regelungen zum Arbeitslohn 

Anwendung. Werden einem ehrenamtlichen 

Mitarbeiter beispielsweise Reisekosten 

 erstattet, handelt es sich hierbei nicht um 

steuerpflichtigen Lohn, wenn die steuer-

lichen Grenzen der Reisekostenerstattung 

eingehalten werden. Diese richten sich nach 

den Vorschriften des Einkommensteuer-

gesetzes. Hiernach werden als Fahrtkosten 

Pauschbetrag  
je Kalendertag

bis 2013 ab 2014

24,00 € Dauer 24 Stunden Dauer 24 Stunden

12,00 € Dauer mindestens 14;  
weniger als 24 Stunden

An- und Abreisetag, wenn der Arbeit-
nehmer an diesem, einem anschlie-
ßenden oder vorhergehenden Tag 
außerhalb seiner Wohnung über-
nachtet 

oder
Dauer mehr als 8 Stunden
 
oder
bei Beginn der auswärtigen Tätigkeit 
an einem Kalendertag und Ende am 
nachfolgenden Kalendertag für den 
Tag, auf den der überwiegende Teil 
der insgesamt mehr als 8 Stunden 
dauernden Abwesenheit entfällt.

6,00 € Dauer mindestens 8;  
weniger als 14 Stunden 

entfällt

die tatsächlich entstandenen Kosten bei 

der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel 

anerkannt. Benutzt der Mitarbeiter einen 

Pkw, können pauschal 0,30 € je gefahrener 

Kilometer anerkannt werden. Darüber hin-

aus können für Verpflegungsmehraufwand 

bei Reisen im Inland folgende, nach 

 Ab wesenheitsdauer gestaffelte Pauschal-

beträge gezahlt werden:
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Andere, als die gesetzlich aufgeführten 

steuerfreien Erstattungen lösen beim 

 Verein die Pflicht zur Abführung von  

Lohnsteuer und Sozialversicherung aus, 

falls nicht Sonderregelungen zur Anwen-

dung kommen können (z. B. geringfügige 

 Beschäftigung). 

Entschädigungen für die Aufwendungen 

von Zeit stellen grundsätzlich eine steuer-

pflichtige Vergütung mit den allgemeinen 

steuerlichen Konsequenzen dar. Eine Aus-

nahme besteht nur dann, wenn die Voraus-

setzungen für den Übungsleiterfreibetrag 

oder die Ehrenamtspauschale erfüllt  werden 

können. 

Exkurs Umsatzsteuer:

Eine angemessene Entschädigung für  

Zeitversäumnis ist – sofern nicht ein  

eigen nütziges Erwerbsstreben oder eine 

Hauptberuflichkeit dem entgegenstehen –  

umsatzsteuerbefreit.

Was als angemessene Entschädigung  an - 

zusehen ist, muss grundsätzlich nach den 

Verhältnissen des Einzelfalles beurteilt 

 werden.

Die Finanzverwaltung geht hierbei von 

 folgenden Nichtbeanstandungsgrenzen aus: 

Eine Entschädigung in Höhe von bis zu 50 € 

je Tätigkeitsstunde ist regelmäßig als an-

gemessen anzusehen, sofern die Vergütung 

für die gesamten ehrenamtlichen Tätig-

keiten im Sinne des § 4 Nr. 26 Buch st. b UStG 

den Betrag von 17.500 € im Jahr nicht 

 übersteigt. Für die Ermittlung der 17.500 € 

ist auf die tatsächliche Höhe der Aufwands-

entschädigungen im Vorjahr  sowie die vor-

aussichtliche Höhe der Aufwandsentschädi-

gungen im laufenden Jahr abzustellen. Ein 

Auslagenersatz bleibt bei der Berechnung 

der Betragsgrenzen  unberücksichtigt.

Schädlich sind grundsätzlich eine vom tat-

sächlichen Zeitaufwand unabhängige, z. B. 

laufend gezahlte pauschale bzw.  monatlich 

oder jährlich laufend gezahlte pauschale 

Vergütung sowie ein gesondert gezahltes 

Urlaubs-, Weihnachts- oder  Krankengeld. 

Sie führen dazu, dass sämt liche für diese 

Tätigkeit gezahlten Ver gütungen (einschließ-

lich Auslagenersatz) der Umsatzsteuer unter-

liegen. Das gilt nicht, wenn laut Vertrag, 

Satzung oder  Beschluss eines hierzu laut 

Satzung  befugten Gremiums eine Pauschale 

 vorgesehen ist und  gezahlt wird, sofern 

festgehalten ist, dass der Ehrenamtliche  

durchschnittlich eine bestimmte Anzahl an 

Stunden pro  Woche/Monat/Jahr für die 

 gemeinnützige Einrichtung tätig ist und die 

o. g. Nichtbeanstandungsgrenzen nicht über-

schritten  werden. Laut BMF-Schreiben ist  

es aus reichend, wenn Vertrag, Satzung oder 

 Beschluss bis zum 31. 3. 2014 angepasst 

 werden.
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Freibeträge für pauschale Vergütungen nebenberuflicher Mitarbeiter

Nebenberuflichkeit –  
was ist das?

Nach allgemein anerkannter Auffassung ist 

eine Tätigkeit dann nebenberuflich, wenn 

sie nicht mehr als ein Drittel der Arbeits- 

zeit eines vergleichbaren Vollzeiterwerbs  

in  Anspruch nimmt. Geht man von einer 

 gewöhnlichen wöchentlichen Arbeitszeit 

von 35 bis 40 Stunden aus, so wären das  

ca. 11 bis 13 Wochenstunden. Für die Beurtei-

lung der Nebenberuflichkeit sind mehrere 

gleichartige Tätigkeiten zusammenzu fas-

sen. Das bedeutet, dass die zulässige Stun-

denzahl nicht mehrfach in Anspruch genom-

men werden darf, nur weil Tätig keiten für 

verschiedene gemeinnützige  Körperschaf - 

ten ausgeübt werden. Andererseits sind 

völlig verschiedenartige Tätigkeiten selbst 

dann nicht zusammen zurechnen, wenn 

 diese für die gleiche  Körperschaft ausgeübt 

werden. Beispielsweise kann ein Ehrenamt-

licher, der für eine gemeinnützige Körper-

schaft sowohl die Buchhaltung übernimmt 

als auch Betreuungsleistungen  erbringt, auch 

dann nebenberuflich tätig sein, wenn die 

Gesamt arbeitszeit für die Körperschaft die 

Ein-Drittel-Grenze überschreitet. 

Die Höhe der Einkünfte ist für die Ab  - 

gren zung der Nebenberuflichkeit dagegen 

un  er heblich. Ebenso ist unerheblich, ob 

eine selbstständige oder eine nicht 

 selbst ständige Tätigkeit vorliegt.

Grundsätzlich unschädlich ist die gleich zei-

tige Ausübung eines Hauptberufs, soweit die 

Nebentätigkeit beim gemeinnützigen Verein 

vom Hauptberuf klar abgegrenzt werden 

kann. Unschädlich ist auch eine neben-

berufliche Tätigkeit beim Haupt arbeitgeber. 

Auch Erwerbslose und Hausfrauen oder 

Rentner und Studenten bzw. Schüler kön-

nen nebenberuflich tätig sein. Als Beispiele 

seien die nebenberufliche  Tätigkeit einer 

Hausfrau im Sportverein zur Seniorengym-

nastik oder eines rüstigen Rentners zur 

Nachmittagsbetreuung in  einem gemein-

nützigen Seniorenheim  genannt.

Stellt die Übungsleitertätigkeit lediglich 

 einen Teil des Hauptberufs dar, kann sie 

nicht als nebenberuflich erfasst werden. 

Auch wenn sich die Ausübung mehrerer, an 

sich getrennter, aber gleichartiger Tätig-

keiten als ein einheitlicher Hauptberuf 

 darstellt, liegt keine Nebenberuflichkeit vor.

Beispiele für mehrere Teiltätigkeiten, die 

zusammen einen Hauptberuf ergeben:

  Ein Lehrer erteilt an mehreren Schu-

len Unterrichtseinheiten, die für sich 

gesehen jeweils weniger als ein Drit-

tel der üblichen Arbeitszeit ausfüllen.

  Ein hauptberuflicher Chorleiter wird 

von einem Verein für die Leitung 

 eines Chors engagiert. Die Wochen-

arbeitszeit beträgt lediglich vier 

Stunden.

  Die Buchhaltung eines Kulturvereins 

wird von einer Steuerfachangestellten 

erledigt, die gleichzeitig in dieser 

Funktion bei  einem anderen Arbeit-

geber im Haupt beruf tätig ist.

Auch eine Tätigkeit im Nebenamt, zu der 

eine berufliche Verpflichtung besteht,  

kann das Kriterium der nebenberuflichen 

Übungsleitertätigkeit erfüllen, wenn hierbei 

keine Weisungs- oder Kontrollrechte des 

 Arbeitgebers gegeben sind. Das kann 

 beispielsweise bei der Abnahme von Prü-

fungen im Ausbildungswesen der Fall sein.

Liegt keine nebenberufliche Tätigkeit im 

vorstehenden Sinne vor, so sind vom 

steuer begünstigten Verein die normalen 

Regelungen zum Lohnsteuerabzug und zur 

Sozialversicherung zu beachten, falls der 

Ehrenamtliche als Arbeitnehmer anzusehen 

ist. Gegebenenfalls kann auf die  Regelungen 

zu den geringfügigen Beschäftigungsver-

hältnissen zurückgegriffen werden. Bei 

selbstständig tätigen Ehrenamtlichen tref-

fen den Verein diese Pflichten nicht. 

Da die Nebenberuflichkeit das entschei-

dende Kriterium für die Anwendbarkeit der 

Vergünstigungen durch pauschale Frei-

beträge ist, empfiehlt es sich, mit den be-

troffenen Mitarbeitern immer schrift liche 

Vereinbarungen über Art und Umfang der 

nebenberuflichen Tätigkeit zu treffen. Even-

tuell kann auch ein stundenmäßiger Nach-

weis der Arbeitsleistungen sinnvoll sein.  

Die Mitarbeiter sollten zudem bestätigen, 

dass sie auch anderweitig keinen gleich-

artigen Tätigkeiten nachgehen. Das ist für 

den  Verein vor allem bei Arbeitsverhält-

nissen wichtig, da hier eine lohnsteuer-  

und sozialversicherungsrechtliche Haftung 

drohen kann.
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Übungsleiterfreibetrag

Was bedeutet Übungsleiterfreibetrag?

Viele gemeinnützige Vereine verfolgen ihre 

satzungsmäßigen Zwecke, indem unter 

 Anleitung eines Betreuers Aktivitäten durch-

geführt werden oder Personen anderweitig 

betreut und/oder gepflegt werden. Üblicher-

weise erhält das Betreuungspersonal – die 

sogenannten Übungsleiter – für diese Tätig-

keiten eine kleine Vergütung über den 

 reinen Aufwandsersatz hinaus. Da diese 

Personen einen direkten Beitrag zur Erfül-

lung begünstigter Zwecke leisten, ist die 

Zahlung eines solchen Entgelts für den Ver-

ein regelmäßig gemeinnützigkeits rechtlich 

unschädlich. Allerdings würde das Entgelt 

ohne eine entsprechende Sonder regelung 

bei den Übungsleitern nach den allgemeinen 

Grundsätzen der Besteuerung unterliegen.

Durch den sogenannten Übungsleiterfrei-

betrag werden bestimmte Tätigkeiten für 

gemeinnützige Zwecke steuerlich privilegiert, 

um einen Anreiz zur Über nahme solcher Auf- 

gaben zu schaffen. „Aufwandsentschädigun-

gen“ für die Übungs leitertätigkeiten sollen 

beim Ehrenamtlichen bis zu einer bestimm-

ten Größenordnung keine steuerlichen Fol-

gen aus lösen. Dazu wird ein Steuerfreibetrag 

in Höhe von 2.400 € (bis 2012: 2.100 €) 

 gewährt. Das bedeutet, dass Einnahmen aus 

einer Tätigkeit als Übungsleiter für  einen 

steuerbegünstigten Verein bis zu  einem 

 Betrag von 2.400 € im Jahr  ein kommen - 

steuerfrei erzielt werden  können. Darüber 

hinausgehende Einnahmen sind  erlaubt, wer- 

den aber vom Freibetrag nicht mehr erfasst 

und müssen deshalb normal versteuert 

werden.

Wer profitiert vom  
Übungsleiterfreibetrag?

Unter den Begriff des „Übungsleiters“ fällt 

dabei nicht – wie der Begriff vermuten lässt – 

nur der Trainer im Sportverein. Begünstigt 

sind vielmehr alle Tätigkeiten als Übungs-

leiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder 

vergleichbare nebenberufliche Tätigkeiten.

Beispiele für typische Tätigkeiten 

eines Übungsleiters:

  Leitung von Sportkursen

  Chor- oder Orchesterleitung

  Lehr- und Vortragstätigkeit im Bereich 

der Allgemeinbildung (Kurse und Vor-

träge an Schulen, Volkshochschulen 

oder sonstigen Bildungsträgern) 

  Mütterberatung

  Leitung eines Erste-Hilfe-Kurses, 

nicht aber der Bereitschaftsdienst 

von Ret tungs sanitätern oder Erst-

helfern bei  Veranstaltungen

  Betreuungstätigkeit bei der Beauf-

sichtigung von Kindern und Jugend-

lichen

All diesen Tätigkeiten gemeinsam ist eine 

pädagogische Ausrichtung in Form der Ein-

flussnahme auf andere Personen durch per-

sönlichen Kontakt. Der in diesem  Bereich 

Tätige wirkt auf die geistige und körper liche 

Entwicklung der ihm anvertrauten Personen 

ein. Besondere Qualifikationen sind hierfür 

nicht erforderlich. Neben den Tätigkeiten 

mit pädagogischer Ausrichtung sind im glei-

chen Umfang nebenberufliche künstlerische 

Tätigkeiten und die neben berufliche Pflege 

alter, kranker oder behinderter Menschen 

steuerlich privilegiert. Nicht begünstigt sind 

dagegen alle Tätig keiten, die dem organisa-

torischen Bereich des Vereins zuzuordnen 

sind. 

Welche Voraussetzungen sind  
zu erfüllen?

Die Tätigkeit muss im Dienst oder im Auftrag 

einer juristischen Person des öffent lichen 

Rechts (darunter fallen auch kom munale  

Einrichtungen, wie z.  B. Volks hoch schulen), 

 eines gemeinnützigen Vereins oder einer 

anderen steuerbegünstigten Körperschaft 

zur Förderung gemein nütziger, mildtätiger 

oder kirchlicher Zwecke erfolgen. Davon ist 

auszugehen, wenn die Tätigkeit im Rahmen 

der Erfüllung der Satzungszwecke eines 

 gemeinnützigen Vereins ausgeübt wird. 

Erfolgt die Tätigkeit dagegen in einem steuer - 

pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-

trieb, ist der Übungsleiterfrei betrag nicht 

anzuwenden.

Wie funktioniert die Förderung?

Die Grenze der Begünstigung liegt bei Ein-

nahmen in Höhe von 2.400 € pro Person 

und Jahr. Neben der Steuerfreiheit wird bei 

Arbeitnehmern in dieser Höhe die  Befreiung 

von der Sozialversicherung  gewährt. Der 

Freibetrag gilt auch dann, wenn mehrere 

Tätigkeiten für verschiedene  gemeinnützige 

Vereine ausgeübt werden, die sich zusam-

menfassend jedoch nicht als Ausübung 

 eines einheitlichen Hauptberufs darstellen 

(siehe dazu Seite 7).  Allerdings kann jeder 

Steuerpflichtige den Freibetrag nur einmal 

jährlich beanspruchen, unabhängig davon, 

für wie viele Vereine er tätig ist oder wie 

lange die Tätigkeiten ausgeübt werden. Eine 

zeitanteilige Kürzung erfolgt auch dann 

nicht, wenn die Tätigkeit nur für einen Teil 

des Jahres  ausgeübt wird. Der einem Ehe-

gatten zu stehende Freibetrag kann  dabei 

nicht auf den anderen Ehegatten über-

tragen werden.
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Erhält der Begünstigte eine Vergütung, die 

zum Teil auf durch die Übungsleiterpau-

schale privilegierte Tätigkeiten, zum Teil auf 

andere Aufgaben entfällt, wird die Steuer-

freiheit nur für den auf die privilegierte 

 Tätigkeit entfallenden Anteil  gewährt.

Sind Bezüge nach anderen Vorschriften 

steuerfrei, haben diese Vorrang: So können 

Arbeitnehmern beispielsweise zusätzlich 

zum Übungsleiterfreibetrag steuerfreie 

 Reisekosten erstattet werden. Die steuer-

freie Erstattung von Reisekosten erhöht  

bei abhängig beschäftigten Ehrenamtlichen 

die steuerfreie Vergütungsmöglichkeit. Bei 

Selbstständigen scheidet diese Möglichkeit 

aus. 

Bei Beanspruchung des Steuerfreibetrages 

kann ein zusätzlicher Abzug von Werbungs-

kosten oder Betriebsausgaben nur dann 

vorgenommen werden, soweit diese den 

Freibetrag von 2.400 € übersteigen. Das 

bedeutet im Ergebnis, dass sich der Übungs-

leiterfreibetrag im Grundsatz nur auswirkt, 

soweit keine diesen Freibetrag über-

steigende Werbungskosten oder Betriebs-

ausgaben vorliegen.

Bei angestellten Mitarbeitern wird der 

 Arbeitnehmerpauschbetrag in Höhe von 

1.000 € dagegen zusätzlich gewährt, falls 

dieser nicht bereits im Rahmen eines 

 anderen Beschäftigungsverhältnisses ver-

braucht oder überschritten wurde. 

Beispiele:

A hat Einnahmen aus einer Tätigkeit  

als Übungsleiter bei einem Sportverein  

in Höhe von 7.000 € im Jahr 2013. Die 

Aufwendungen im Rahmen dieser Tätig-

keit (z. B. Fahrtkosten, Literatur, sons-

tige Materialien) betrugen a) 2.600 €/ 

b) 1.000 €.

a) Einnahmen 7.000 €

 . /. Freibetrag 2.400 €

 . /. den Freibetrag 

  übersteigende

  Werbungskosten 200 €

 zu versteuernder Betrag 4.400 €

b) Einnahmen 7.000 €

 . /. Freibetrag 2.400 €

 . /. den Freibetrag

  übersteigende

  Werbungskosten 0 €

 zu versteuernder Betrag 4.600 €

B ist nebenberuflich für einen Sport-

verein als Jugendtrainer tätig. Er hat  

mit dem Verein einen Arbeitsvertrag 

geschlossen und erhält ein monat- 

liches Gehalt von 500 €. Tatsächliche 

Werbungskosten entstehen ihm nicht. 

Im Hauptberuf unterhält er einen 

 Gewerbebetrieb, sodass der Arbeit-

nehmerpauschbetrag noch nicht „ver-

braucht“ ist.

Einnahmen 6.000 €

. /. Freibetrag 2.400 €

. /.  Arbeitnehmer- 

Pauschbetrag 1.000 €

zu versteuernder Betrag 2.600 €

Werbungskosten kommen bei Arbeit-

nehmern demnach nur zum Tragen, 

wenn sie einen Betrag von 3.400 €  

(= 2.400 € + 1.000 €) übersteigen.

Bei einem Angestelltenverhältnis kann die 

Vergünstigung bereits im Rahmen des 

Lohnsteuerabzugs berücksichtigt werden. 

Wie die Aufteilung des Betrags auf die 

 einzelnen Monate erfolgt, bleibt dabei  

dem Verein bzw. den Ehrenamtlichen  

über lassen. Je nachdem, ob und wann ein 

 sozialversicherungspflichtiges Beschäfti-

gungsverhältnis gewünscht ist, besteht  

hier Gestaltungsspielraum. Da ein Steuer-

pflichtiger den Freibetrag nur einmal be-

anspruchen kann, muss der Arbeitnehmer 

dem gemeinnützigen Verein schriftlich 

 bestätigen, dass er die Steuerbefreiung 

nicht gleichzeitig noch in einem anderen 

Arbeitsverhältnis beansprucht. Der Verein 

muss die Bestätigung als Unterlage zum 

Lohnkonto aufbewahren.

Ist der Ehrenamtliche dagegen selbststän-

dig tätig, hat er die Übungsleiterpauschale 

in seiner Steuerklärung geltend zu machen. 

Den Verein treffen hierbei keine weiteren 

Verpflichtungen. Allerdings sollte jeweils 

genau darauf geachtet werden, dass auch 

tatsächlich eine selbstständige Tätigkeit 

und nicht ein verdecktes Arbeitsverhältnis 

vorliegt, da der Verein ansonsten für 

steuer liche Versäumnisse des Ehrenamt-

lichen haften kann.

Wie können Übungsleiterfreibetrag 
und Mini-Job kombiniert werden?

Eine nebenberufliche Tätigkeit als Übungs-

leiter kann mit einem sogenannten Mini- 

Job kombiniert werden. Der Jahresfrei-

betrag von 2.400 € kann dabei auf das Jahr 

verteilt werden, was einen steuerlichen 

Freibetrag von 200 € monatlich  bedeutet. 

Damit kann die Mini-Job- Verdienstgrenze 

von 450 € auf 650 €  angehoben werden. 

Alternativ kann der Freibetrag aber auch 

bereits zu Beginn der Tätigkeit in Anspruch 

genommen werden.
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Beispiele für die Kombination von Übungs-

leitertätigkeit und Mini-Job

Eine Hausfrau ist im Rahmen einer 

 abhängigen Beschäftigung nebenberuf-

lich als Übungsleiterin für einen Sport-

verein tätig. Sie bezieht eine monatli-

che Vergütung von 650 €.

Monatliche Vergütung 650 €

. /. anteiliger Übungsleiter-

 Freibetrag = 2.400 € : 12 200 €

Vergütung nach Freibetrag 450 €

Die Übungsleiterin ist geringfügig 

 beschäf tigt.

Ein Rentner ist ab dem 1. 7. im Rahmen 

einer abhängigen Beschäftigung als 

 nebenberuflicher Chorleiter bei einem 

Gesangsverein tätig. Er bezieht eine 

monatliche Vergütung von 600 € und 

möchte zunächst den Freibetrag aus-

schöpfen.

2.400 € : 600 €/Monat = 4 Monate

Für die Zeit vom 1. 7. bis zum 31. 10. sind 

keine Sozialversicherungsbeiträge oder 

Steuern zu zahlen und auch keine 

 Meldungen zu erstatten. Ab 1. 11. besteht 

eine Gleitzonen-Beschäftigung, weil das 

Entgelt die Grenze von 450 € über-

schreitet. 

Ehrenamtspauschale

Was bringt die Ehrenamtspauschale 
für wen?

Vereinsvorstände und andere Organmit-

glieder, Verwaltungshelfer oder Reinigungs-

kräfte erhalten für ihre Tätigkeit den 

 vorstehend dargestellten Übungsleiterfrei- 

betrag nicht. Zur Förderung von Aktivitäten 

außerhalb der Übungsleitertätigkeiten wird 

deshalb die so genannte „Ehrenamtspau-

schale“  gewährt. Dabei handelt es sich um 

einen Freibetrag in Höhe von 720 € (bis 

2012: 500 €) im Jahr, der in seiner Struktur 

 weitestgehend dem Übungsleiterfreibetrag 

entspricht. So gelten beispielsweise auch 

die Regelungen zur Berücksichtigung von 

Werbungskosten oder Betriebsausgaben 

analog. Bedeutender Unterschied ist jedoch 

die Tatsache, dass keine Beschränkung auf 

bestimmte ausgewählte Tätigkeiten vor-

gesehen ist, sodass jede nebenberuf liche 

Tätigkeit, die unmittelbar gemein nützigen 

Zwecken dient, die Inanspruchnahme des 

Freibetrags ermöglicht.

Zu beachten ist jedoch, dass Übungsleiter-

freibetrag und Ehrenamtspauschale nicht 

parallel gewährt werden. Für Tätigkeiten, 

die dem Übungsleiterfreibetrag unterliegen, 

kann die Ehrenamtspauschale nicht in 

 Anspruch genommen werden. Insbesondere 

ist keine „Aufstockung“ des Übungsleiter-

freibetrags möglich. Die Ehrenamts-

pauschale kann jedoch gewährt werden, 

wenn neben einer Tätigkeit, für die der 

Übungsleiterfreibetrag gewährt wird, einer 

weiteren Tätigkeit nachgegangen wird, die 

nur unter die Ehrenamtspauschale fällt. Das 

ist beispielsweise auch dann denkbar, wenn 

der Vorstand eines Sportvereins gleichzeitig 

Trainer einer Sportgruppe des Vereins ist.

Hauptanwendungsbereich dürften Auf-

wandsentschädigungen an Organmitglieder 

oder sonstige Verwaltungs- und Organisa-

tionshelfer sein. Im Gegensatz zu Übungs-

leitern oder sonstigen Mitarbeitern ist bei 

Organmitgliedern jedoch unbedingt darauf 

zu achten, dass die Aufwandsentschädi-

gung nicht die Gemeinnützigkeit gefährdet.

Unter welchen Voraussetzungen 
dürfen Organmitglieder Vergütungen 
erhalten?

Als Grundsatz gilt, dass Vergütungen, die 

über einen bloßen Aufwandsersatz hinaus-

gehen, immer auf ihre gemeinnützigkeits-

rechtliche Zulässigkeit hin überprüft  werden 

müssen. Die Zulässigkeit der  Zahlung einer 

Vergütung leitet sich zunächst aus den Sat-

zungsbestimmungen ab. Grundproblem ist 

nämlich, dass Zahlungen an Organmitglie-

der einer gemeinnützigen Körperschaft als 

Verstoß gegen das Gebot, sämtliche Mittel 

für gemeinnützige Zwecke zu verwenden, 

gewertet werden, falls diese nicht durch 

satzungsrechtliche Vorgaben gedeckt sind.

Grundsätzlich sind folgende Satzungsge-

staltungen denkbar:

  Satzung verbietet eine Vergütung  

von Organmitgliedern ausdrücklich

Ein Verbot von Zahlungen an Organmit-

glieder ist anzunehmen, wenn die Satzung 

eine „unentgeltliche“ Tätigkeit vorsieht. Die 

häufig anzutreffende Satzungsregelung, 

dass die Vorstandstätigkeit „ehrenamtlich“ 

zu erfolgen hat, schließt eine Vergütung 

ebenfalls aus. Ehrenamtlich bedeutet zwar 

nicht unbedingt unentgeltlich, doch im Kon-

text der meisten Satzungsbestimmungen 
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wären Vergütungen als unzulässig zu inter-

pretieren. Wenn die Satzung bisher eine 

Bezahlung verbietet, haben Organmit-

glieder nur einen Anspruch auf Ersatz  

ihrer tatsächlich entstandenen und nach-

gewiesenen Aufwendungen (zum Aufwands-

ersatz vgl. Seiten 5 und 6). Die Zahlung 

 einer  Vergütung für „Zeitaufwand“ ist aus-

geschlossen. Durch einfachen Beschluss der 

Mitglieder- oder Gesellschafterversamm-

lung kann diese Regelung nicht aufgehoben 

werden. In diesen Fällen ist zwingend eine 

Satzungsänderung notwendig, wenn der 

Anspruch der Organ mitglieder auf Vergü-

tungen im Sinne einer Bezahlung von Zeit-

aufwand ausgeweitet werden soll.

  Satzung trifft keine Aussage zur 

 Vergütung von Organmitgliedern

Enthalten die betreffenden Satzungs-

bestimmungen keine Regelungen bzw. Aus-

sagen zur Bezahlung der Organmitglieder, 

so haben diese keinen Anspruch auf eine 

über den reinen Aufwandsersatz hinaus-

gehende Vergütung. Sofern bislang strittig 

war, ob eine Vergütung (auch auf Grundlage 

eines Beschlusses der Mitgliederversamm-

lung) ohne Gefährdung der Gemeinnützig-

keit gewährt werden kann, ist das ab 2015 

geklärt: Eine Vergütung von Organmitglie-

dern ohne satzungsmäßige Grundlage (wie 

bereits derzeit von der Finanzverwaltung 

vertreten) ist gemeinnützigkeitsschädlich. 

Gemäß dem Ehrenamtsstärkungsgesetz ist 

durch die entsprechende Änderung des § 27 

Abs. 3 BGB geregelt, dass Vorstandsmitglie-

der eines Vereins – sofern in der Satzung 

keine abweichende Regelung vorgesehen 

ist - unentgeltlich tätig sind. Um gemeinnüt-

zigkeitsrechtliche Probleme zu vermeiden, 

ist es deshalb dringend erforderlich, Ver-

gütungen erst nach einer entsprechenden 

Anpassung der Satzung zu gewähren.

  Satzung erlaubt Vergütung von 

 Organmitgliedern

In diesem Fall können Vergütungen entspre-

chend den satzungsrechtlichen Vorgaben 

 geleistet werden. Zu beachten ist jedoch, dass 

die Vergütungen trotz grundsätzlicher Zu -

läs sigkeit den allgemeinen Anforderungen des 

Gemeinnützigkeitsrechts genügen müssen 

und nicht unangemessen hoch sein dürfen. 

Insbesondere muss es sich um ein Entgelt 

handeln, dem eine entsprechende Leistung 

des Organmitglieds gegenübersteht.

Im Ergebnis bedeutet das, dass Vergütun-

gen an Organmitglieder zur Nutzung der 

Ehrenamtspauschale nur dann gewährt wer-

den können, wenn entsprechende  Regelun- 

gen in der Satzung enthalten sind. Größere 

Beträge sollten sich die Organmitglieder 

 darüber hinaus sinnvollerweise durch  

die zuständigen Gremien (z. B. Mitglieder-  

oder Gesellschafterversammlung) bestäti-

gen lassen, um sich nicht dem Verdacht der 

Untreue auszusetzen.

Grundvoraussetzung einer zulässigen Aus-

zahlung der Vergütung ist, dass zuerst die 

Anspruchsgrundlagen geregelt sein müs-

sen, bevor die Zahlung erfolgt. Werden Zah-

lungen geleistet, für die vorher keine recht-

liche Grundlage bestand, so können diese 

nicht nachträglich umgedeutet  werden. Die 

Finanzverwaltung nimmt in  solchen Fällen 

regelmäßig an, dass es sich um durch das 

Mitgliedschaftsverhältnis veranlasste Zah-

lungen handelt; damit wäre ein klarer Ver-

stoß gegen das Prinzip der Selbstlosigkeit 

gegeben. 

Soweit Vereins- bzw. Organmitglieder 

sowie besondere Vertreter von Vereinen 

eine Tätigkeitsvergütung erhalten, die 

720 € nicht übersteigt, gelten für sie  

die besonderen Vorschriften der Haftungs-

privilegierung gemäß §§ 31a und 31b BGB.

 

Welche Voraussetzungen sind sonst 
noch zu erfüllen?

Für die Gewährung der Ehrenamtspauschale 

gelten grundsätzlich dieselben Vorausset-

zungen wie für den Übungsleiterfrei betrag 

(vgl. Seite 8). Neben der Voraussetzung, dass 

nur nebenberufliche Tätigkeiten  betroffen 

sind, spielt auch bei der Ehrenamtspau-

schale die Tatsache, dass nur  Tätigkeiten im 

Rahmen der satzungs mäßigen Zwecke be-

günstigt sind, eine  zentrale Rolle. Im Gegen-

satz zum Übungsleiterfreibetrag dürfte es 

hier nämlich  erheblich mehr Fälle geben, in 

denen Tätigkeiten für einen wirtschaft-

lichen Geschäftsbetrieb vorliegen. 

Beispiele für Tätigkeiten im Rahmen  

der satzungsmäßigen Zwecke:

  Tätigkeiten als Organmitglied

  Platzwart in einem Sportverein

  Organisationstätigkeit in einem 

Kulturverein

  Buchhaltungstätigkeit in einer 

gemeinnützigen Stiftung

Nicht begünstigte Tätigkeiten im steuer-

pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-

trieb sind z. B. der Verkauf von Speisen und 

Getränken bei Vereinsfesten oder sonstige 

Tätigkeiten bei Sportveranstaltungen, die 

einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar- 

stellen (nicht jedoch bei Sportveranstaltun-

gen, die gemäß § 67a AO einen Zweck-

betrieb darstellen).
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Die Ausgestaltung des Übungsleiterfrei-

betrags und der Ehrenamtspauschale als 

Freibeträge bewirkt, dass diese nur dann zu 

einem steuerlichen Vorteil führen, wenn 

tatsächlich Zahlungen geleistet werden. 

Das ist jedoch in vielen Fällen weder vom 

gemeinnützigen Verein noch von den 

 nebenberuflich Tätigen gewünscht.

Um den Steuervorteil trotzdem nutzen zu 

können, bietet es sich an, dass ein Entgelt 

ernsthaft vereinbart wird. Die nebenberuf-

lich Tätigen haben jedoch die Möglichkeit, 

die ausbezahlten Beträge an den Verein 

 zurückzuspenden. Dafür kann dann eine 

Spendenquittung über eine entsprechende 

Geldspende ausgestellt werden. Um die da-

mit verbundenen unnötigen Zahlungsflüsse 

zu vermeiden, sieht das deutsche Steuer-

recht in Form der sogenannten „Aufwands-

spenden“ eine Vereinfachung vor: Eine 

Spendenquittung kann in Höhe des ver-

einbarten Entgelts ausgestellt werden, 

wenn die nebenberuflich Tätigen noch vor 

der Auszahlung auf ihren Auszahlungs-

anspruch verzichten. Dabei ist jedoch zu 

beachten, dass zwar eine Quittung über 

eine Geldspende ausgestellt wird, auf  dieser 

jedoch zu vermerken ist, dass es sich um 

„den Verzicht auf die Erstattung von Auf-

wendungen“ handelt.

Folgende Voraussetzungen müssen dabei 

unbedingt beachtet werden:

  der Zahlungsanspruch muss im Vorhinein 

ernsthaft eingeräumt und gemeinnützig-

keitsrechtlich zulässig sein

  der Anspruch darf nicht unter der Bedin-

gung des Verzichts eingeräumt worden 

sein, der Mitarbeiter darf auch nicht im 

Vorfeld auf eine Vergütung verzichtet 

 haben

  die Höhe der Vergütung muss angemes-

sen sein

  der Verein muss wirtschaftlich in der 

Lage sein, den Forderungen auch nach-

zukommen, d. h., dass keine Vergütungen 

vereinbart werden dürfen, die nicht auch 

bezahlt werden könnten.

 

Aus den Voraussetzungen ergibt sich, dass 

Vergütungen immer nur in einer Höhe zu-

gesagt werden können, die der Verein auch 

tragen könnte. Außerdem ist zu berücksich-

tigen, dass durch die Notwendigkeit  einer 

ernsthaften Zusage im Vorfeld nicht sicher-

gestellt werden kann, dass tatsächlich alle 

Mitarbeiter auf ihren Anspruch  verzichten 

(d. h. die Spende muss „frei willig“ sein).

Der Verzicht auf die bereits fest vereinbarte 

Vergütung führt beim nebenberuflich Täti-

gen grundsätzlich nicht dazu, dass steuer-

pflichtige Einnahmen vermieden  werden 

können, sodass der Spendenabzug lediglich 

zu einer Neutralisierung der  fiktiven Ein-

nahme und damit zu einem „Nullsummen-

spiel“ führen würde. Nur im  Zusammenhang 

mit den pauschalen Frei beträgen ergibt sich 

ein steuerlicher Vorteil, wie das folgende 

Beispiel zeigen soll:

Beispiel:

C vereinbart mit einem Sportverein für 

seine Übungsleitertätigkeit eine Tätig-

keitsvergütung in Höhe von a) 2.000 € 

bzw. b) 3.000 €. Er übt die Tätigkeit 

 nebenberuflich und selbstständig aus, 

Aufwendungen im Zusammenhang mit 

der Tätigkeit hat er nicht. Bei Fälligkeit 

verzichtet er schriftlich auf seinen 

 Anspruch, wofür ihm der Verein eine 

Spendenbestätigung über a) 2.000 €  

bzw. b) 3.000 € ausstellt. Im Rahmen 

seines Hauptberufs erzielt er Einkünfte 

aus nichtselbstständiger Tätigkeit in 

Höhe von 40.000 €.

a) Steuerliche Einnahme 2.000 €

 . /. Freibetrag (ab VZ 2013) 2.400 €

 zu versteuernder Betrag 0 €

 Gesamtbetrag  

 der Einkünfte 40.000 €

 . /. Spendenabzug (max. 20% 

  von 40.000 € = 8.000 €) 2.000 €

 zu versteuerndes 

 Einkommen 38.000 €

b) Steuerliche Einnahme 3.000 €

 . /. Freibetrag (ab VZ 2013) 2.400 €

 zu versteuernder Betrag 600 €

 Gesamtbetrag  

 der Einkünfte 40.600 €

 . /. Spendenabzug (max. 20% 

  von 40.000 € = 8.000 €) 3.000 €

 zu versteuerndes 

 Einkommen 37.600 € 

Aufwandsspenden
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Viele Menschen sind in unterschiedlichen 

Funktionen unentgeltlich für gemeinnützige 

Vereine tätig. Entstehen den Ehrenamt-

lichen im Rahmen ihrer Tätigkeit Aufwen-

dungen, können diese in aller Regel steuer-

frei erstattet werden.

Neben dem Ersatz tatsächlicher Aufwen-

dungen haben viele Vereine jedoch ein Inte-

resse daran, dass insbesondere verdiente 

und engagierte Helfer (einschließlich Vor-

standsmitglieder) auch eine Entschädigung 

des Zeitaufwands in Form eines kleinen 

 Entgelts erhalten. Diese Vergütungen sind 

unter den Voraussetzungen des Übungs-

leiterfreibetrags bzw. der Ehrenamtspau-

schale von der Besteuerung ausgenommen. 

Damit können Vergütungen bis zu einer 

 bestimmten Höhe den Helfern ohne Abzug 

von Steuern zufließen.

Andere Vereine möchten ihr Budget nicht 

mit Zahlungen an Helfer belasten, sodass 

die Freibeträge grundsätzlich keine  Wirkung 

entfalten können. Bei „Aufwandsspenden“ 

kann den Helfern ein steuerlicher Vorteil 

gewährt werden, ohne dass der Verein 

letztendlich belastet wird.

Wie häufig im Gemeinnützigkeitsrecht, ent-

halten jedoch auch die in dieser Broschüre 

dargestellten Voraussetzungen eine Viel-

zahl von Besonderheiten, deren Nicht-

beachtung die gewünschten steuerlichen 

Vorteile nicht zur Entfaltung kommen 

 lassen kann. Schlimmstenfalls wird sogar 

der Gemeinnützigkeitsstatus gefährdet.

Es ist deshalb auch bei Anwendung von 

Übungsleiterfreibetrag, Ehrenamtspauschale 

und Aufwandsspenden sorgsam  darauf zu 

achten, dass die steuerlichen Vorausset-

zungen korrekt umgesetzt und etwaige Fall-

stricke beseitigt werden.  Gelingt das, bietet 

das Gemeinnützigkeitsrecht wirkungsvolle 

Möglichkeiten, die  finanzielle Situation von 

Verein und  engagierten Helfern mittels 

steuerlicher  Vergünstigungen zu verbes-

sern. Gerne sind wir Ihnen bei der Entwick-

lung maß geschneiderter Konzepte für Sie 

und Ihre steuer begünstigte Körperschaft 

behilflich. 

Fazit
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